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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Gesetz über die Beaufsichtigung der Ver-

sicherungsunternehmen sind nicht die amtliche Fassung. Diese 

finden Sie nur im Bundesgesetzblatt. 

 

 

Gesetz über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen 

 

 

III. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
 

§ 34 Vorstand 

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Für den Vorstand gelten § 76 
Abs. 1 und 3 sowie die §§ 77 bis 91, 93 und 94 des Aktiengesetzes entsprechend. 
Was dort von den Beschlüssen der Hauptversammlung gesagt ist, gilt hier für die Be-
schlüsse der obersten Vertretung. An die Stelle des § 93 Abs. 3 des Aktiengesetzes 
tritt folgende Vorschrift: 

Die Vorstandsmitglieder sind namentlich zum Ersatz verpflichtet, wenn entgegen 
dem Gesetz 

1. der Gründungsstock verzinst oder getilgt wird, 

2. das Vereinsvermögen verteilt wird, 

3. Zahlungen geleistet werden, nachdem die Zahlungsunfähigkeit des Vereins 
eingetreten ist oder sich seine Überschuldung ergeben hat; dies gilt nicht von 
Zahlungen, die auch nach diesem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar sind, 

4. Kredit gewährt wird. 

 

 

IV. Geschäftsführung der Versicherungsunternehmen 
1. Kapitalausstattung, Vermögensanlage 

 
1a. Rechnungslegung, Prüfung 

 

§ 64a Geschäftsorganisation 

(1) Versicherungsunternehmen müssen über eine ordnungsgemäße Geschäftsorga-
nisation verfügen, welche die Einhaltung der von ihnen zu beachtenden Gesetze 
und Verordnungen sowie der aufsichtsbehördlichen Anforderungen gewährleistet. 
Verantwortlich für die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation sind die in § 7a 
Abs. 1 Satz 4 bezeichneten Personen. Eine ordnungsgemäße Geschäftsorgani-
sation setzt neben einer dem Geschäftsbetrieb angemessenen ordnungsge-
mäßen Verwaltung und Buchhaltung insbesondere ein angemessenes Risiko-
management voraus. Dieses erfordert:  

1. die Entwicklung einer auf die Steuerung des Unternehmens abgestimmten 
Risikostrategie, die Art, Umfang und Zeithorizont des betriebenen Geschäfts 
und der mit ihm verbundenen Risiken berücksichtigt; 



 

S. 2/3 

 

compliance consultancy Dr. Andreas Kark | Lichtenstein 12 | D-72160 Horb am Neckar 

Tel: +49 (0)7482/93 77 999 | info@compliance-consultancy.de | www.compliance-consultancy.de   

 

2. aufbau- und ablauforganisatorische Regelungen, die die Überwachung und 
Kontrolle der wesentlichen Abläufe und ihre Anpassung an veränderte allge-
meine Bedingungen sicherstellen müssen; 

3. die Einrichtung eines geeigneten internen Steuerungs- und Kontrollsystems, 
das folgende Elemente umfasst:  

a) ein die Risikostrategie berücksichtigendes angemessenes Risikotragfä-
higkeitskonzept, aus dem ein geeignetes Limitsystem hergeleitet wird, 

b) angemessene, auf der Risikostrategie beruhende Prozesse, die eine 
Risikoidentifikation, -analyse, -bewertung, -steuerung und -überwachung 
enthalten, 

c) eine ausreichende unternehmensinterne Kommunikation über die als 
wesentlich eingestuften Risiken, 

d) eine aussagefähige Berichterstattung gegenüber der Geschäftsleitung, 
welche darstellt, was die wesentlichen Ziele des Risikomanagements 
sind, mit welchen Methoden die Risiken bewertet werden und was getan 
wurde, um die Risiken zu begrenzen, und die aufzeigt, wie sich die 
Maßnahmen zur Risikobegrenzung ausgewirkt haben und die Ziele 
erreicht und gesteuert wurden (Risikobericht); 

4. eine interne Revision, die die gesamte Geschäftsorganisation des Unterneh-
mens überprüft. 

(2) Versicherungsunternehmen nach § 104a Abs. 1 Nr. 1 und Versicherungs-Hol-
dinggesellschaften nach § 1b Abs. 1, die übergeordnete Unternehmen einer 
Versicherungsgruppe sind, müssen ein angemessenes Risikomanagement der 
wesentlichen Risiken auf Ebene der Versicherungsgruppe sicherstellen. Über-
geordnetes Unternehmen im Sinne dieses Absatzes ist das an der Spitze der 
Gruppe stehende Unternehmen, das entweder selbst Versicherungsunterneh-
men oder Versicherungs-Holdinggesellschaft ist. 

(3) Die Risikostrategie, die aufbau- und ablauforganisatorischen Regelungen sowie 
das interne Steuerungs- und Kontrollsystem sind für Dritte nachvollziehbar zu do-
kumentieren. Die Dokumentation ist sechs Jahre aufzubewahren; § 257 Abs. 3 
und 5 des Handelsgesetzbuchs gilt entsprechend. 

(4) Bei Funktionsausgliederungen im Sinne des § 5 Abs. 3 Nr. 4, § 119 Abs. 2 Satz 
2 Nr. 6 und bei Dienstleistungsverträgen dürfen die ordnungsgemäße Ausfüh-
rung der ausgegliederten Funktionen und übertragenen Aufgaben, die Steue-
rungs- und Kontrollmöglichkeiten der Geschäftsleitung sowie die Prüfungs- und 
Kontrollrechte der Aufsichtsbehörde nicht beeinträchtigt werden. Das Versiche-
rungsunternehmen hat sich insbesondere die erforderlichen Auskunfts- und Wei-
sungsbefugnisse vertraglich zu sichern und die ausgegliederten Funktionen und 
übertragenen Aufgaben in sein Risikomanagement einzubeziehen. Ein Wei-
sungsrecht ist dann nicht erforderlich, wenn im Rahmen einer steuerlichen 
Organschaft ein Versicherungsunternehmen Funktionen an eine Muttergesell-
schaft ausgliedert und diese sich für die Wahrnehmung der Funktionen vertrag-
lich den gleichen aufsichtsrechtlichen Anforderungen unterwirft, die für das aus-
gliedernde Unternehmen gelten. 

(5) Für Pensionskassen in der Rechtsform des Versicherungsvereins auf Gegen-
seitigkeit, deren Bilanzsumme am Abschlussstichtag des vorausgegangenen 
Geschäftsjahres 125 Millionen Euro nicht überstieg, für Schaden-, Unfall- und 
Krankenversicherungsvereine im Sinne des § 53 Abs. 1 sowie für Sterbekassen 
gilt Absatz 1 Satz 4 Nr. 3 Buchstabe d und Nr. 4 nicht. Die Aufsichtsbehörde soll 
andere Versicherungsunternehmen auf Antrag von den Regelungen des Ab- 
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satzes 1 Satz 4 Nr. 3 Buchstabe d und Nr. 4 befreien, wenn sie nachweisen, 
dass der geforderte Aufwand in Anbetracht der Art, des Umfangs und des Zeit-
horizontes des betriebenen Geschäfts und der mit ihm verbundenen Risiken 
unverhältnismäßig wäre. § 157a Abs. 2 gilt entsprechend. 

(6) Die in Absatz 5 Satz 1 genannten Unternehmen müssen die für sie geltenden 
Anforderungen des Absatzes 1 Satz 4 spätestens bis zum 31. Dezember 2009 
erfüllen. Die übrigen Unternehmen müssen die für sie geltenden Anforderungen 
spätestens in dem Geschäftsjahr, das nach dem 31. Dezember 2007 endet, 
erfüllen. 

 

 


